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3. für Rohstoffe und Verarbeitungsmaterialien, wenn 
sie nicht unmittelbar ausgeführt, sondern lediglich 
zur Herstellung der zur Ausfuhr bestimmten Waren 
verwendet werden.

(4) Betriebe, die Lieferungen im Innerdeutschen Han­
del und im Exportgeschäft durchführen und die Befrei­
ung gemäß Abs. 1 in Anspruch nehmen, haben für die 
gelieferten Waren die Verbrauchsabgaben zu errechnen 
und die Beträge dem örtlich zuständigen Rat des Krei­
ses oder der kreisfreien Stadt — Abteilung Finanzen — 
anzumelden. Die Anmeldung hat in der Abrechnung 
(Erklärung) zu erfolgen, zu deren Einreichung die Ab­
gabenschuldner nach den für die einzelnen Waren gel­
tenden Bestimmungen des Abgabenrechts verpflichtet 
sind. Die Beträge sind in der Abrechnung besonders 
auszuweisen und nach Entstehungszeiträumen (§ 8 der 
Ersten Durchführungsbestimmung vom 14. Oktober 1955 
zur Verordnung über die Erhebung der Verbrauchs­
abgaben [GBl. I S. 112]) aufzugliedern. Die Beträge des 
einzelnen Entstehungszeitraumes sind auf den Über­
weisungsträgern nachrichtlich anzugeben, wenn der Be­
trieb für den gleichen Zeitraum Verbrauchsabgaben zu 
entrichten hat.

§ 6
Vergütung von Verbrauchsabgaben an den privaten, 
genossenschaftlichen und volkseigenen Binnenhandel

(1) Werden Waren, deren Preise Verbrauchsabgaben 
enthalten, von einem Binnenhandelsbetrieb unter den 
Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 geliefert, so wird die 
Verbrauchsabgabe auf Antrag an den Binnenhandels­
betrieb vergütet, wenn der Betrieb die Waren zum Preis 
einschließlich Verbrauchsabgabe einkaufte. Egalisie­
rungsbeträge werden nicht vergütet.

(2) Sofern dem Binnenhandelsbetrieb die Höhe der 
im Preis der Ware enthaltenen Verbrauchsabgabe nicht 
bekannt ist und er dieselbe auch nicht durch Rückfrage 
beim Lieferanten ermitteln kann, wird die Höhe der 
Vergütung vom Rat des Kreises oder der kreisfreien 
Stadt — Abteilung Finanzen — festgesetzt.

(3) Die Vergütung erfolgt durch den für die Abgaben­
erhebung zuständigen Rat des Kreises oder der kreis­
freien Stadt — Abteilung Finanzen —. Die Vergütungs­
anträge sind bis zum 10. eines jeden Monats für den 
abgelaufenen Monat formlos einzureichen. Die Ver­
gütungsanträge müssen enthalten:

1. Bezeichnung, Anschrift und Steuernummer des 
Binnenhandelsbetriebes;

2. die Höhe der Exportumsätze zum üblichen Abgabe­
preis des Binnenhandelsbetriebes und zum Betriebs­
preis;

3. die Höhe der zu erstattenden Verbrauchsabgabe;
4. die Versicherung der Richtigkeit der Angaben;
5. die Unterschriften.

(4) Die Binnenhandelsbetriebe haben die für die 
Nachprüfung der Richtigkeit der beantragten Vergü­
tungen erforderlichen Aufzeichnungen zu führen.

(5) Die Umsätze des privaten Binnenhandels an die 
Organe des Außenhandels der Deutschen Demokrati­
schen Republik sind von der Umsatzsteuer befreit, 
wenn

1. die gelieferten Waren für den Export bestimmt 
sind und

2. den Organen des Außenhandels der Deutschen 
Demokratischen Republik nur der Abgabepreis 
des Binnenhandels abzüglich Verbrauchsabgabe und 
Handelsspanne in Rechnung gestellt wird.

§ 7
Rücklieferungen durch die Organe des Außenhandels 
der Deutschen Demokratischen Republik und Vergü­

tungen an die Organe des Außenhandels der Deutschen 
Demokratischen Republik

(1) Werden Waren, die sich auf dem Lager eines 
Organs des Außenhandels der Deutschen Demokra­
tischen Republik befinden, an den Binnenhandel ge­
liefert, so hat das Organ des Außenhandels der Deut­
schen Demokratischen Republik die Verbrauchsabgabe 
spätestens 17 Tage nach Auslieferung bei dem für das 
Organ des Außenhandels der Deutschen Demokratischen 
Republik örtlich zuständigen Rat des Kreises oder der 
kreisfreien Stadt — Abteilung Finanzen — schriftlich 
anzumelden und zu entrichten.

(2) Treten bei einem Organ des Außenhandels der 
Deutschen Demokratischen Republik Rücklieferungen 
an den Binnenhandel ständig auf, so kann der Rat des 
Kreises oder der kreisfreien Stadt — Abteilung Finan­
zen — anordnen, daß die Verbrauchsabgaben nach den 
Bestimmungen des § 16 der Verordnung vom 14. Okto­
ber 1955 über die Erhebung der Verbrauchsabgaben 
(GBl. I S. 769) abzurechnen und zu entrichten sind.

(3) Beziehen in Ausnahmefällen Organe des Außen­
handels der Deutschen Demokratischen Republik nach 
dem 31. Dezember 1955 Waren für die Zwecke des 
Exportes einschließlich Verbrauchsabgaben, so können 
sie bezüglich der im Preis enthaltenen Verbrauchs­
abgabe Vergütungsanträge gemäß § 6 stellen.

§ 8
Anwendung der Verordnung 

über die Erhebung der Verbrauchsabgaben
Die Bestimmungen der Verordnung vom 14. Oktober

1955 über die Erhebung der Verbrauchsabgaben (GBl. I
S. 769), insbesondere die §§ 10 bis 12 und 18, sind 
auf die Lieferungen nach § 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 1 
anzuwenden, soweit in dieser Anordnung nichts Ab­
weichendes bestimmt ist. Die auf lösend bedingte Ab­
gabenschuld entsteht in den Fällen des § 6 Abs. 1 im 
Zeitpunkt der Auszahlung der Vergütung. Die auf­
lösend bedingte Abgabenschuld erlischt beim Ausgang 
der Waren aus dem Gebiet der Deutschen Demokra­
tischen Republik oder dem Gebiet des demokratischen 
Sektors von Groß-Berlin, und zwar im Zeitpunkt des 
Grenzübertritts.

III.

Allgemeine Bestimmungen

§ 9
Ist die Pflicht zur Zahlung der Produktionsabgabe 

oder der Verbrauchsabgabe für exportierte oder im 
Rahmen des Innerdeutschen Handels gelieferte Waren 
bereits vor dem 1. Januar 1956 entstanden, so ist die 
Produktionsabgabe oder Verbrauchsabgabe zu entrich­
ten, auch wenn die Beträge erst im Jahre 1956 fällig 
werden.

§ 10
Diese Anordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar

1956 in Kraft. Die Anweisung Nr. 56/53 des Ministe­
riums der Finanzen — Abgabenverwaltung — vom 
28. März 1953 — B 30 — IVa 2 R/St wird aufgehoben.
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